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Begründung:       Stadt Angermünde 
 
 
1. Einwendung gegen die beabsichtigte Höhe der Kreisumlage 
 
Die Erhebung der Kreisumlage findet ihre Rechtsgrundlage in § 65 Abs. 1 LKrO 
i. V. m. § 25 des GFG 2002. Nach § 65 Abs. 1 LKrO ist der Landkreis berechtigt und 
verpflichtet, eine Umlage von den kreisangehörigen Gemeinden zu erheben, wenn die 
sonstigen Einnahmen den für die Aufgabenerfüllung notwendigen Finanzbedarf nicht 
decken. 
 
Im Entwurf des Haushaltes 2002 wurde eine Kreisumlage von absolut 40.426.400 € 
eingestellt. Der Prozentsatz der Kreisumlage wurde gegenüber 2003 um 0,79 % er-
höht. Die Ursache für die Erhöhung der Kreisumlage liegt in der Übernahme drei wei-
terführender Schulen der Stadt Prenzlau mit Wirkung vom 01.01.2003. Durch die    
Übernahme der Schulen muss der Landkreis auch 3 Landesdarlehen und 1 KfW-
Kredit übernehmen. Diese Darlehen und der Kredit belasten den Haushalt 2003 mit 
730 T€ Kapitaldienst. Diese Mittel sind bei der derzeitigen Haushaltslage nicht zu er-
wirtschaften, ohne dass sich der Fehlbetrag erhöht. Um die Haushaltskonsolidierung 
insgesamt nicht zu gefährden, muss die Kreisumlage deshalb auf 43,74 % angehoben 
werden.  
 
Eine Verringerung der Kreisumlage 2003 hätte für den Haushalt des Landkreises zur 
Folge, dass ein Haushaltsausgleich bis 2010 gefährdet wäre. 
 
 
2. Einwendung gegen die beabsichtigte Bereitstellung der Mittel gemäß § 17 und 

§ 21 GFG Bbg. 2000 
 
Die Stadt wendet hier ein, dass der Landkreis nicht mehr als den gesetzlich vorge-
schriebenen Teil der Investitionspauschale nach den o. g. Paragraphen an die Ge-
meinden verteilt. 
 
In den §§ 17 und 21 GFG ist geregelt, wie hoch der Anteil sein soll, den der Landkreis 
von seiner Investitionspauschale den Gemeinden zur Verfügung zu stellen hat. Die 
Stadt Angermünde hat im Durchschnitt der vergangenen Jahre einen weitaus höheren 
Anteil pro Kopf erhalten als andere Gemeinden des Landkreises. Da aber auch der 
Landkreis u. a. gerade durch die Schulübernahme von Gemeinden eine Vielzahl wich-
tiger Investitionen zu tätigen hat und die Investitionspauschale die wichtigste Einnah-
me im Vermögenshaushalt ist, kann eine höhere Zuweisung an die Gemeinden nicht 
erfolgen. Durch die vom Land vorgenommene Reduzierung der Investitionspauschale 
ist es dem Landkreis jetzt schon nicht mehr möglich, alle vorgesehenen Investitionen 
durchzuführen. Die Mittel für 2003 sind derart knapp bemessen, dass sie gerade aus-
reichten, um die Verpflichtungsermächtigungen der vergangenen Jahre abzudecken 
und Maßnahmen mit einem hohen Förderanteil einzustellen. Eine weitere Reduzie-
rung hätte zur Folge, dass der Investitionsstau, insbesondere im Bereich der Schulen 
und der Kreisstraßen, weiter anwachsen würde. Durch die defizitäre Haushaltssituati-
on ist ein Ausgleich über Kreditmittel nicht möglich. 
 
Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die Stadt Angermünde außerhalb der Zuwei-
sungen des Landkreises direkt investive Mittel vom Land nach § 17 GFG erhält. 






